
Aktenzeichen: 5 AZR 330/01 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 6. November 2002 

- 5 AZR 330/01 -

I. Arbeitsgericht 
Detmold

Urteil vom 7. September 2000 
- 3 Ca 381/00-

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 6. April 2001 
- 5 Sa 1629/00 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse:________ Ja

Entscheidungsstichwort:

Arbeitsvertragliche Verweisung auf Beamtenbesoldung

Gesetze:

BGB §§ 133,157; BBesG § 1 4  a

Leitsatz:

Richtet sich die arbeitsvertragliche Vergütung eines Angestellten nach 
"der jeweiligen Besoldung eines entsprechenden Beamten" einer be­
stimmten Besoldungsgruppe, ergibt sich die Höhe der Vergütung aus der 
jeweiligen im Bundesgesetzblatt veröffentlichten Anlage zum Bundesbe­
soldungsgesetz. Die Bildung einer Versorgungsrücklage auf Grund von 
§ 14 a BBesG hat hierauf keinen Einfluß.
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BUNDESARBEITSGERICHT

5 AZR 330/01 
5 Sa 1629/00 
Landesarbeitsgericht 
Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
6. November 2002

URTEIL
Metze, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsklagendes Land,

pp.

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagter,

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 6. November 2002 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Müller-Glöge, die Richter am Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Mikosch und Dr. Linck 

sowie die ehrenamtlichen Richter Heel und Steinmann für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 6. April 2001 - 5 Sa 
1629/00 - aufgehoben.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsge­
richts Detmold vom 7. September 2000 - 3 Ca 381/00 - wird 
zurückgewiesen.
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- 2 -

2. Der Kläger hat die Kosten der Berufung und der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Höhe der Vergütungsansprüche des Klägers.

Der Kläger ist seit dem 1. Oktober 1975 an der S als Professor im privatrecht­

lichen Dienstverhältnis beschäftigt. Dem Arbeitsverhältnis liegt der vom beklagten Land 

verwendete, als Dienstvertrag bezeichnete Formulararbeitsvertrag vom 

2. September/10. November 1981 zugrunde (im folgenden: DienstV). Dieser verweist 

auf einzelne ausdrücklich genannte Bestimmungen des Bundes- 

Angestelltentarifvertrages (BAT) in ihrer jeweils gültigen Fassung. Die Vergütung ist 

wie folgt geregelt:

"§ 3

(1) Herr Professor W erhält für seine Tätigkeit eine Vergütung 
in Höhe der jeweiligen Besoldung eines entsprechenden 
Beamten der Besoldungsgruppe C 3 der Bundesbesol­
dungsordnung C. Für die Berechnung der Vergütung sind 
die für beamtete Professoren geltenden Bestimmungen 
entsprechend anzuwenden.

Der Kläger erhielt für Mai 1999 ein Grundgehalt gemäß der Besoldungsgruppe 

C 3 Stufe 15 der Bundesbesoldungsordnung C (Anlage IV zum Bundesbesoldungsge­

setz - BBesG) in Höhe von 9.371,47 DM brutto. Nach Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 

über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 1999 

(Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpassungsgesetz 1999 - BBVAnpG 99) vom 

19. November 1999 (BGBl. I S 2198) wurden die in der Anlage IV des Bundesbesol­

dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I 

S 3434) ausgewiesenen Beträge der Grundgehaltssätze ab 1. Juni 1999 um 2,9 vom 

Hundert erhöht. Nach Art. 1 Abs. 4 BBVAnpG 99 sind die Erhöhungssätze nach den 

Absätzen 1 bis 3 "nach § 14 a des Bundesbesoldungsgesetzes um 0,2 vom Hundert
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vermindert". Im Tarifbereich der Angestellten des öffentlichen Dienstes betrug die Er­

höhung 3,1 vom Hundert.

§ 14 a BBesG lautet in der bis zum 31. Dezember 2002 gültigen Fassung wie

folgt:

"§ 14 a 

Versorgungsrücklage

(1) Um die Versorgungsleistungen angesichts der demogra­
phischen Veränderungen und des Anstiegs der Zahl der 
Versorgungsempfänger sicherzustellen, werden beim 
Bund und bei den Ländern Versorgungsrücklagen als 
Sondervermögen aus der Verminderung der Besoldungs­
und Versorgungsanpassungen nach Absatz 2 gebildet. 
Damit soll zugleich das Besoldungs- und Versorgungsni­
veau in gleichmäßigen Schritten von durchschnittlich 0,2 
vom Hundert um 3 vom Hundert abgesenkt werden.

(2) In der Zeit vom 1. Januar 1999 bis zum 31. Dezember 
2013 werden die Anpassungen der Besoldung nach § 14 
gemäß Absatz 1 Satz 2 vermindert. Der Unterschiedsbe­
trag gegenüber der nicht nach Satz 1 verminderten An­
passung wird den Sondervermögen zugeführt. Die Mittel 
der Sondervermögen dürfen nur zur Finanzierung künfti­
ger Versorgungsausgaben verwendet werden.

Dem Erhöhungssatz von 2,9 % 'entsprechend wurde in der Bundesbesol­

dungsordnung C der Anlage IV zum Bundesbesoldungsgesetz in der Besoldungsgrup­

pe C 3 Stufe 15 ab dem 1. Juni 1999 ein Grundgehalt von 9.643,24 DM ausgewiesen. 

Diesen Betrag erhielt der Kläger ab Juni 1999.

Mit seiner im März 2000 erhobenen Klage verlangt der Kläger die Zahlung des 

Differenzbetrags zwischen dem Erhöhungssatz von 2,9 % und dem von 3,1 % (monat­

lich 18,75 DM) für die Monate Juni 1999 bis März 2000 sowie die Feststellung der Ver­

pflichtung zur Zahlung des Differenzbetrags für die Zukunft. Er ist der Auffassung, er 

habe Anspruch auf eine "ungeminderte" Anpassung seiner Vergütung. § 14 a BBesG 

finde schon nach dem Wortlaut des Dienstvertrags keine Anwendung. Diese Norm 

gehöre nicht zu den für die Berechnung der Vergütung der beamteten Professoren 

maßgeblichen Bestimmungen. Anderenfalls würde er zur Bildung einer Versorgungs­

rücklage herangezogen, ohne hieraus selbst Ansprüche zu erwerben. In diesem Fall
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wäre die Anpassung des Vertrags nach den Grundsätzen eines Wegfalls der Ge­

schäftsgrundlage erforderlich. Außerdem sei § 14 a BBesG verfassungswidrig.

Der Kläger hat beantragt:

1. Das beklagte Land wird verurteilt, an den Kläger 
187,50 DM brutto nebst 4 % Zinsen aus dem sich erge­
benden Nettobetrag ab Rechtshängigkeit der Klage zu 
zahlen.

2. Es wird festgestellt, daß das beklagte Land verpflichtet ist, 
ab 1. April 2000, monatlich fällig jeweils am 15. des Mo­
nats, 18,75 DM brutto als Gehalt an den Kläger über das 
gezahlte Gehalt hinaus zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. § 3 Abs. 1 DienstV 

sei eindeutig. Hiernach werde auf die maßgeblichen Besoldungstabellen verwiesen. 

Der Kläger erhalte als Vergütung den dort ausgewiesenen Betrag. Weitergehende An­

sprüche bestünden nicht. § 14 a BBesG sei verfassungsgemäß, da die Vorschrift kei­

nen eigenen Beitrag der Beamten zu ihrer Altersversorgung verlange.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

ihr stattgegeben. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision begehrt das 

beklagte Land die Wiederherstellung der erstinstanzlichen Entscheidung.

Entscheidunqsqründe

Die Revision ist begründet. Die Klage ist unbegründet. Der Kläger hat weder 

für die Monate Juni 1999 bis März 2000 noch für die anschließende Zeit weitere Ver­

gütungsansprüche aus dem Dienstvertrag. Dessen Auslegung durch das Berufungsge­

richt erweist sich als rechtsfehlerhaft.

I. Das Berufungsgericht hat der Klage mit der Begründung stattgegeben, der 

Dienstvertrag der Parteien enthalte eine Gleichstellungsabrede, nach der der Kläger 

wie beamtete Professoren vergütet werden solle. Die Verminderung der Besoldungs­

anpassung nach § 14 a BBesG müsse aber unberücksichtigt bleiben. Der Dienstver­

trag beinhalte nicht, daß sich die Höhe der Vergütung zwingend nach den in der Anla-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ge IV zum BBesG ausgewiesenen Beträgen richte. Zwar seien die Bezüge der Beam­

ten durch das BBVAnpG 99 nur um 2,9 % angehoben worden. Der Erhöhungssatz als 

solcher habe jedoch wie im Tarifbereich bei 3,1 % gelegen. Die Vertragsauslegung 

ergebe einen Anspruch auf den "nicht verminderten" Erhöhungssatz. Durch die Rege­

lung des § 14 a BBesG sei nach Vertragsabschluß ein atypischer Sachverhalt entstan­

den. Die Kürzung der Vergütungsanpassung beim Kläger widerspreche der arbeitsver­

traglichen Gleichstellungsabrede, weil die beamtenspezifische Verwendung eines Tei­

les der gesetzlichen Besoldungsanpassung den vertraglichen Anspruch des Klägers 

auf Teilhabe an den Besoldungsanpassungen nicht einschränken könne. Anderenfalls 

ergebe sich ein vertraglich nicht beabsichtigter und der Gleichstellungsabrede nicht 

entsprechender Einspareffekt.

II. Diese Ausführungen halten der rechtlichen Überprüfung nicht stand.

1. Der Senat hat die Auslegung des Dienstvertrags der Parteien in vollem Um­

fang zu überprüfen, da es sich um einen Formulararbeitsvertrag handelt (vgl. etwa 

BAG 19. Januar 2000 - 5 AZR 637/98 - BAGE 93, 212, 215; 16. Februar 2000 - 4 AZR 

14/99 - BAGE 93, 328, 338).

2. Nach § 133 BGB ist bei der Auslegung der wirkliche Wille zu erforschen und 

nicht an dem buchstäblichen Sinn des Ausdrucks zu haften. § 157 BGB verlangt eine 

Auslegung nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung der Verkehrssitte. Es sind 

demnach alle Begleitumstände zu würdigen, die von Bedeutung dafür sind, welchen 

Willen der Erklärende bei seiner Erklärung gehabt hat und wie der Empfänger der Er­

klärung diese verstanden hat oder verstehen mußte (BAG 29. Oktober 1997 - 5 AZR 

573/96 - AP BGB §611 Direktionsrecht Nr. 51, zu I I 2  der Gründe).

3. Bei Anwendung dieser Grundsätze ergibt sich, daß der Kläger entgegen der 

Auslegung durch das Berufungsgericht weder nach dem Vertragswortlaut noch nach 

den Begleitumständen bei Vertragsabschluß von einem Anspruch auf die begehrte 

Vergütungsdifferenz ausgehen durfte. Der Dienstvertrag der Parteien verweist für die 

Bruttovergütung auf die Höhe der jeweiligen Besoldung eines beamteten Professors 

der Besoldungsgruppe C 3.

a) Zutreffend geht das Berufungsgericht davon aus, daß die Parteien in § 3 

Abs. 1 Satz 1 DienstV, wonach der Kläger "für seine Tätigkeit eine Vergütung in Höhe 

der jeweiligen Besoldung eines entsprechenden Beamten der Besoldungsgruppe C 3
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der Bundesbesoldungsordnung C" erhält, eine Gleichstellung des Klägers mit beamte­

ten Professoren vereinbart haben. Der Kläger soll der Höhe nach die jeweilige Brutto­

vergütung eines beamteten Professors der Besoldungsgruppe C 3 erhalten. Erhöht 

sich deren Besoldung nach § 14 BBesG iVm. mit dem jeweiligen BBVAnpG, so hat er 

einen vertraglichen Anspruch darauf, ab demselben Zeitpunkt eine entsprechend er­

höhte Bruttovergütung zu erhalten. Dementsprechend hat er ab dem 1. Juni 1999 das 

erhöhte Grundgehalt von 9.643,24 DM brutto nach der Anlage IV zum BBesG in der 

Besoldungsgruppe C erhalten.

b) Aus § 3 Abs. 1 Satz 1 DienstV ergibt sich, daß sich auch nach Einführung des 

§ 14 a BBesG die Vergütung allein nach den in der Anlage IV zum BBesG ausgewie­

senen Beträgen richtet. Diese Beträge sind für die beamteten Professoren und deshalb 

nach § 3 Abs. 1 Satz 1 DienstV auch für den Kläger maßgeblich. Es gibt keine "fiktive" 

weitere Anlage IV zum BBesG. Auf eine solche stellt jedoch zu Unrecht das Beru­

fungsgericht ab, wenn es davon ausgeht, daß der Erhöhungssatz "als solcher" im Jah­

re 1999 3,1 % betragen habe.

aa) Der Erhöhungssatz betrug für beamtete Professoren nach Art. 1 Abs. 1 

BBVAnpG 99 2,9 %. Nach Art. 1 Abs. 4 BBVAnpG 99 sind die Erhöhungssätze nach 

den Absätzen 1 bis 3 um 0,2 % vermindert. Hieraus folgt gerade nicht, daß den Be­

amten eine Erhöhung der Grundgehaltssätze um 3,1 % zustünde. Vielmehr steht ihnen 

nur ein gesetzlicher Anpassungsanspruch von 2,9 % zu, bei dem die Bildung der Ver­

sorgungsrücklage nach § 14 a BBesG bereits berücksichtigt ist.

bb) Bei dem vom Kläger begehrten Erhöhungsbetrag handelt es sich nicht um 

einen Vergütungsbestandteil, den der Kläger in irgendeiner Form abzuführen hätte. 

Vielmehr geht es bei der Bildung der Versorgungsrücklage um eine haushaltsrechtliche 

Disposition und nicht etwa um eine Verfügung über vergleichbaren Beamten zustehen­

de Besoldungsbestandteile. Deshalb hat auch der Kläger nur einen um den Anpas­

sungssatz von 2,9 % erhöhten vertraglichen Vergütungsanspruch erworben. Das Be­

rufungsgericht weist selbst zutreffend darauf hin, daß der Kläger auch eine sog. "Null­

runde" oder geringere oder verspätete Erhöhungen der Beamtenbesoldung im Verhält­

nis zu den tariflichen Gehältern der Angestellten des öffentlichen Dienstes hinzuneh­

men hat. Nichts anderes gilt für die Besoldungsanpassung des Jahres 1999.

c) § 14 a BBesG begründet keinen atypischen Sachverhalt, der von der vertrag­

lichen Bezugnahme ausgenommen sein sollte. Mit § 3 Abs. 1 Satz 1 DienstV wird auf
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das Ergebnis der Besoldungsberechnung eines beamteten Professors Bezug genom­

men. Nach § 3 Abs. 1 Satz 2 DienstV wird für die Berechnung auf alle Vorschriften des 

Besoldungsrechts verwiesen, die für die Zusammensetzung der Besoldung eines Pro­

fessors der Besoldungsgruppe C 3 maßgeblich sind, einschließlich weiterer Bezüge 

wie etwa des Familienzuschlags oder des Urlaubsgeldes. Eine Einschränkung der ver­

traglichen Bezugnahme im Hinblick auf die Regelung des § 14 a BBesG läßt sich dem 

nicht entnehmen; denn auch § 14 a BBesG ist für die Berechnung der Besoldung eines 

beamteten Professors maßgeblich, da die Absenkung jeweils in das Berechnungser­

gebnis einfließt.

d) Dem Berufungsgericht ist einzuräumen, daß bei Abschluß des Arbeitsvertrags 

eine gesetzliche Regelung wie § 14 a BBesG nicht absehbar war. Dies steht aber ihrer 

Berücksichtigung nicht entgegen, denn der Arbeitsvertrag nimmt gerade auf die jewei­

lige Besoldung eines beamteten Professors Bezug. Deshalb hat es der Kläger hinzu­

nehmen, daß sich eine Minderung seiner Bruttovergütung im Vergleich mit tariflich Be­

schäftigten ergibt. Dagegen führt die Auslegung des Berufungsgerichts entgegen der 

von beiden Parteien gewollten Gleichstellung des Klägers mit beamteten Professoren 

zu einer Ungleichbehandlung; denn die Bruttovergütung des Klägers würde diejenige 

der beamteten Professoren übersteigen und die Differenz würde sich im Laufe des 

Geltungszeitraums des § 14 a Abs. 1 BBesG noch vergrößern. Soweit das Berufungs­

gericht auf einen im Vergleich zu Beamten höheren Einspareffekt bei der Vergütung 

des Klägers auf Grund von § 14 a BBesG abstellt, kommt es auf die haushaltsrechtli­

chen Dispositionen des beklagten Landes nicht an. Diese beruhen auf gänzlich ande­

ren Grundlagen und sind für die auf die Bruttovergütung bezogene Gleichstellung des 

Klägers mit beamteten Professoren unerheblich.

III. Entgegen der Auffassung des Klägers ist § 14 a BBesG nicht verfassungswid­

rig. Doch selbst bei Verfassungswidrigkeit des § 14 a BBesG würde es an einem un­

mittelbaren Anspruch beamteter Professoren auf Zahlung des streitigen Differenzbe­

trags und damit auch an einem Anspruch des Klägers fehlen.

1. Der Kläger kann sich im vorliegenden Rechtsstreit auf eine Verfassungswid­

rigkeit des § 14 a BBesG berufen, obwohl er nicht Träger von Rechten aus Art. 33 

Abs. 5 GG ist, denn sein Arbeitsvertrag nimmt auch auf § 14 a BBesG Bezug. Seine 

vertraglichen Rechte können von der behaupteten Verfassungswidrigkeit abhängen. 

Deshalb dürfen auch die Gerichte für Arbeitssachen § 14 a BBesG bei der Auslegung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


und Anwendung des Arbeitsvertrags nicht berücksichtigen, wenn sie diese Norm für 

verfassungswidrig halten.

2. § 14 a BBesG ist nach Auffassung des Senats verfassungsgemäß. Weder die

Alimentierungspflicht noch die Versorgungsbeitragsfreiheit der Beamten wird verletzt 

(so auch OVG Rheinland-Pfalz 26. Oktober 2001 - 2 A  10167/01.OVG - DRiZ 2002, 

222; Battis/Kersten NVwZ 2000, 1337 ff.; Schwegmann/Summer BBesG § 14 a Rn. 4; 

Clemens/Millack/Engelking/Lantermann/Henkel Besoldungsrecht des Bundes und der 

Länder BBesG § 14 a Rn. 5).

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts läßt Art. 33 

Abs. 5 GG dem Gesetzgeber bei der Konkretisierung der Verpflichtung zur angemes­

senen Alimentierung der Beamten einen weiten Gestaltungsspielraum (BVerfG 

22. März 1990 - 2  BvL 1/86- BVerfGE 81, 363, 375 f. mwN). Der Gesetzgeber muß 

lediglich sicherstellen, daß die Besoldung dem Beamten einen amtsangemessenen 

Lebensunterhalt (Alimentation) gewährleistet, der dem Dienstrang, der Verantwortung 

des Amtes, der Bedeutung des Berufsbeamtentums, den allgemeinen wirtschaftlichen 

und finanziellen Verhältnissen sowie dem allgemeinen Lebensstandard entspricht (vgl. 

BVerfG 24. November 1998 - 2  BvL 10/96 - BVerfGE 99, 300, 314 f. mwN). Er kann die 

Struktur der Besoldungsordnung, die Struktur des Beamtengehalts und die Zahlungs­

modalitäten innerhalb des Rahmens, den die verfassungsrechtlich garantierte Alimen­

tierungspflicht zieht, ändern, insbesondere auch die Gehaltsbeträge, solange sie nicht 

an der unteren Grenze der amtsangemessenen Alimentierung liegen, kürzen. Art. 33 

Abs. 5 GG gewährt keinen Anspruch auf unveränderte Beibehaltung der Struktur der 

Besoldungsordnungen und des Beamtengehalts (BVerfG 30. März 1977 - 2  BvR 

1039/75- BVerfGE 44, 249, 263; 15. Juli 1999 - 2  BvR 544/97- NVwZ 1999, 1328; 

14. Dezember 2000 - 2  BvR 1457/96 - ZTR 2001, 192). Ob die Dienstbezüge des Be­

amten einschließlich der Alters- und Hinterbliebenenversorgung amtsangemessen 

sind, beurteilt sich nach dem Nettoeinkommen (BVerfG 22. März 1990 - 2  BvL 1/86 - 

BVerfGE 81, 363, 376).

Der Besoldungsgesetzgeber hat der Alimentierungspflicht durch Art. 1 Abs. 1 

BBVAnpG 99 genügt, da die Grundgehaltssätze zum 1. Juni 1999 um 2,9 % erhöht 

wurden. Dadurch ist gewährleistet, daß die Besoldungsanpassung den allgemeinen 

wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen sowie dem allgemeinen Lebensstandard 

entspricht (vgl. Schwegmann/Summer aaO). Der Preisindex der Lebenshaltungskosten 

aller privaten Haushalte hat unter Berücksichtigung aller Verbrauchsgüter (bezogen auf
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1995 = 100) im Jahre 1998 104,3 und im Jahre 1999 104,9 betragen (Statistisches 

Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 2000 S 613).

b) Das Alimentationsprinzip gebietet es, den Beamten von der Notwendigkeit 

einer eigenen Daseinsvorsorge freizustellen (OVG Rheinland-Pfalz 26. Oktober 2001 

- 2 A 10167/01.OVG - DRH2002, 222, 224; Merten, ZBR 1996, 353, 375; ders. NVwZ 

1999, 809, 814; vgl. auch BVerfG 26. März 1980 - 1 BvR 121/76- BVerfGE 54, 11, 31 

f.; 24. Juni 1992 - 1 BvR 459/87 - BVerfGE 86, 369, 371 f.). Der Beamte hat seine Ver­

sorgung durch seine Leistungen verdient; seine Bezüge während der aktiven Dienstzeit 

fallen entsprechend niedriger aus, weil sie unter Berücksichtigung der späteren Ver­

sorgung festgelegt werden. Die Alimentierungsverpflichtung des Dienstherrn ist unab­

dingbar und nicht teilbar. Auf dem Boden der hergebrachten Grundsätze des Berufs­

beamtentums darf das Gehalt des aktiven Beamten nicht (ganz oder teilweise) in Lei­

stungen anderer Qualität wie zB Sozialversicherungsleistungen übergeleitet werden. 

Die Besoldung und Versorgung muß vom Dienstherrn selbst gewährt werden, der sich 

hinsichtlich keiner der bedeutsamen Alimentationsleistungen durch einen Dritten entla­

sten darf (BVerfG 30. September 1987 - 2  BvR 933/82 - BVerfGE 76, 256, 319 f.).

Dieser Grundsatz wird durch § 14 a BBesG nicht verletzt. Sofern der Beamte 

eine amtsangemessene Alimentierung erhält, ist es verfassungsrechtlich unerheblich, 

ob sein Bruttogehalt bei einer Besoldungsanpassung im Vergleich zu tariflich Beschäf­

tigten in geringerem Umfang erhöht wird. Der Besoldungs- und Versorgungsanspruch 

richtet sich nach wie vor allein gegen den Dienstherrn. Dieser darf auf von ihm selbst 

gebildete Versorgungsrücklagen zurückgreifen. Eigene Beiträge hierzu hat der Beamte 

gemäß § 14 a BBesG nicht zu leisten.

c) Mit § 14 a BBesG ist zwar der Rahmen der Absenkung für längere Zeit vorge­

geben, ohne daß der Gesetzgeber die Verhältnisse bis dahin in vollem Umfang über­

blicken könnte. Der Kläger wird dadurch aber noch nicht endgültig belastet. Dem Ge­

setzgeber verbleibt das Ermessen, bei einzelnen Besoldungsanpassungen je nach den 

wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen sowie dem allgemeinen Lebensstandard 

höhere oder geringere Minderungsschritte durchzuführen. Es steht ihm frei, die Selbst­

bindung durch gesetzliche Änderungen für die Zukunft aufzuheben, wie er es im Ver­

sorgungsreformgesetz vom 20. Dezember 2001 getan hat.

3. Wäre § 14 a BBesG verfassungswidrig, ergäbe sich der Klageanspruch dar­

aus allerdings nicht unmittelbar. Es müßte vielmehr dem Gesetzgeber überlassen blei­

ben, eine festgestellte Verfassungswidrigkeit durch eine verfassungsgemäße Regelung
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zu ersetzen (BVerfG 30. März 1977 - 2  BvR 1039/75 - BVerfGE 44, 249, 282 f.).

Dies führt nicht zwangsläufig zur Auszahlung des Minderungsbetrags an einen 

mit dem Kläger vergleichbaren beamteten Professor. Deshalb stünde dem Kläger auch 

bei einer unterstellten Verfassungswidrigkeit ein Anspruch auf die streitgegenständli­

che Differenz nicht ohne weiteres zu.

IV. Eine Vertragsanpassung nach den Regeln über den Wegfall der Geschäfts­

grundlage kommt nicht in Betracht.

1. Geschäftsgrundlage sind nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesar­

beitsgerichts und des Bundesgerichtshofs die bei Abschluß des Vertrags zu Tage ge­

tretenen, dem anderen Teil erkennbar gewordenen und von ihm nicht beanstandeten 

Vorstellungen einer Partei oder die gemeinsamen Vorstellungen beider Parteien vom 

Vorhandensein oder dem künftigen Eintritt gewisser Umstände, sofern der Geschäfts­

wille der Parteien hierauf aufbaut (BAG 28. Juni 2000 - 7 AZR 904/98 - BAGE 95, 171, 

1821; BGH 23. Oktober 1957 - V ZR 219/55 - BGHZ 25, 390, 392; 25. Februar 1993 

- VII ZR 24/92 - BGHZ 121, 378, 391 ff.; 5. Januar 1995 - IX ZR 85/94 - BGHZ 128, 

230, 236 ff., jeweils mwN). Rechte wegen des Wegfalls der Geschäftsgrundlage erge­

ben sich nur, wenn der von der Störung betroffenen Partei das unveränderte Festhal­

ten an dem Vertrag nicht zugemutet werden kann. Der Wegfall der Geschäftsgrundlage 

wird erheblich, wenn und soweit das Festhalten an der ursprünglichen Regelung zu 

einem untragbaren, mit Recht und Gerechtigkeit schlechthin nicht mehr zu vereinba­

renden Ergebnis führen würde. Rechtsfolge ist grundsätzlich nur die Anpassung des 

Vertrags an die geänderten Verhältnisse. Die Geschäftsgrundlage gehört nicht zum 

Vertragsinhalt. Enthält bereits der Vertrag nach seinem gegebenenfalls durch ergän­

zende Auslegung zu ermittelnden Inhalt Regeln für Fehlen, Wegfall oder Änderung 

bestimmter Umstände, scheidet eine Anpassung gemäß § 242 BGB aus (BAG 4. April 

2001 - 10 AZR 181/00 - nv.; BGH 1. Februar 1984 - VIII ZR 54/83 - BGHZ 90, 69, 74).

2. Der Dienstvertrag der Parteien enthält selbst hinreichende Regelungen über 

die Anpassung der Vergütung. Er stellt dynamisch auf die jeweilige Besoldung eines 

entsprechenden Beamten ab. Die Einführung des § 14a BBesG und dessen Umset­

zung im BBVAnpG 99 stellen Umstände dar, die der Kläger bereits auf Grund der ein­

zelvertraglichen Vereinbarung hinzunehmen hat. Daran ändert nichts die Tatsache, 

daß der Kläger als Angestellter an den Versorgungsrücklagen nicht "partizipiert". Seine 

Altersversorgung richtet sich, wie den Beteiligten von Anfang an klar war, nicht nach 

Beamtenrecht, sondern wird durch die allgemeinen Regelungen für Angestellte ge-
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währleistet. Im übrigen "partizipiert" auch der Beamte nicht an der Versorgungsrückla­

ge seines Dienstherrn, die lediglich das abgesenkte Versorgungsniveau sicherstellen 

soll. Die Vorstellung des Klägers, die Anpassung seiner Vergütung folge jeweils der 

Entwicklung der tariflichen Gehälter der Angestellten des öffentlichen Dienstes, ist un­

erheblich. Zudem kann im Hinblick auf die Differenz von 0,2 % der Vergütung nicht 

davon ausgegangen werden, daß eine Aquivalenzstörung vorliegt, die das unverän­

derte Festhalten am bisherigen Vertrag unzumutbar macht und zu einem "untragbaren, 

mit Recht und Gerechtigkeit schlechthin nicht mehr zu vereinbarenden Ergebnis" führt.

V. Der Kläger hat gemäß den §§ 91, 97 ZPO die Kosten der Berufung und der 

Revision zu tragen.

Müller-Glöge Mikosch Linck

Heel Rolf Steinmann
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